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A r t i k e l  17
Die Anlage zu dieser Konvention und das Unterzeichnungs-

Protokoll sind untrennbarer Bestandteil dieser Konvention.

Kapitel VI 
Schlußbestimmungen

A r t i k e l  18
Unterzeichnung, Ratifizierung, Annahme,

Billigung und Beitritt
1. Die vorliegende Konvention liegt für alle Mitgliedsstaaten 

der Organisation der Vereinten Nationen oder Mitglieder 
einer ihrer Spezialorganisationen oder der Internationalen 
Atomenergieorganisation oder Parteien des Statuts des 
Internationalen Gerichtshofes sowie für jeden anderen 
Staat, der von der Generalversammlung der Organisation 
der Vereinten Nationen _aufgefordert wurde, der Konven­
tion beizufreten, bis zum 15. Januar 1973 im Sitz der 
Vereinten Nationen in Genf und anschließend vom 1. Fe­
bruar 1973 bis einschließlich 31. Dezember 1973 am Sitz 
der Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung 
auf.

2. Die vorliegende Konvention unterliegt der Ratifizierung, 
Annahme oder Billigung durch die Unterzeichnerstaaten.

3. Die vorliegende Konvention steht jedem der in Ziffer 1 
aufgeführten Staaten zum Beitritt offen.

4. Die Urkunden über die Ratifizierung, Annahme, Billigung 
oder den Beitritt werden beim Generalsekretär der Organi­
sation der Vereinten Nationen hinterlegt.

A r t i k e l  19
Inkrafttreten

1. Diese Konvention tritt neun Monate nach dem Tage der 
Hinterlegung der fünften Urkunde über die Ratifizierung, 
Annahme, Billigung oder den Beitritt in Kraft.

2. Für jeden Staat, der diese Konvention nach Hinterlegung 
der fünften Urkunde über die Ratifizierung, Annahme, Bil­
ligung oder den Beitritt ratifizierte, annahm, billigte oder 
ihr beitrat, tritt diese Konvention sechs Monate nach dem 
Tag der Hinterlegung der Urkunde über die Ratifizierung, 
Annahme, Billigung oder den Beitritt durch diesen Staat 
in Kraft.

3. Jede Urkunde über die Ratifizierung, Annahme, Billigung 
oder den Beitritt, die nach Inkrafttreten einer Änderung 
der vorliegenden Konvention hinterlegt wird, wird so be­
trachtet, als beziehe sich diese auf den abgeänderten Text 
der Konvention.

4. Jede Urkunde dieser Art, die nach der Annahme der 
Änderung, jedoch vor deren Inkrafttreten hinterlegt wird, 
wird so betrachtet, als beziehe sie sich auf den abgeänder­
ten Text der Konvention alb dem Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieser Änderung.

A r t i k e l  20
Außerkraftsetzung 

der Zollkonvention über Container (1956)
1. Mit ihrem Inkrafttreten setzt die vorliegende Konvention 

die Zollkonvention über Container, die am 18. Mai 1956 in 
Genf zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, in den Bezie­
hungen zwischen den vertragschließenden Seiten außer 
Kraft und tritt an deren Stelle.

2. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 12, Ziffer 1, 2 
und 4 werden Container, die gemäß de» Zollkonvention 
über Container (1956) oder entsprechend den sich daraus 
ergebenden, unter der Schirmherrschaft der Vereinten Na­
tionen abgeschlossenen Abkommen zugelassen wurden, 
von den vertragschließenden Seiten der vorliegenden-Kon­

vention für die Beförderung von Gütern unter Zollver­
schluß anerkannt, wenn sie nach wie vor den Bedingungen 
entsprechen, unter denen sie'ursprünglich zugelassen wur­
den. Zu diesem Zweck können die Zulassungsbescheini­
gungen, die gemäß der. Zollkonvention über Container 
(1956) ausgestellt wurden,, vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
durch ein Zulassungsschild ersetzt werden.

A r t i k e l  21
Verfahren zu Änderungen der vorliegenden Konvention 

einschließlich ihrer Anlagen

1. Jede der vertragschließenden Seiten kann eine oder meh­
rere Änderungen zur vorliegenden Konvention vorschlagen. 
Der Text jedes Änderungsvorschlages wird an den Rat für 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens über­
mittelt, der ihn an alle vertragschließenden Seiten weiter­
leitet und die in Artikel 18 genannten Staaten, die nicht 
vertragschließende Seiten sind, davon unterrichtet. Der Rat 
für Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens be­
ruft ebenfalls nach der Geschäftsordnung gemäß Anlage 7 
den Verwaltungsausschuß ein.

2. Jeder gemäß der vorstehenden Ziffer unterbreitete oder 
auf einer Ausschußsitzung ausgearbeitete und vom Aus­
schuß mit einer Zweidrittelmehrheit der Anwesenden und 
an der Abstimmung Teilnehmenden angenommene Ände­
rungsvorschlag wird an den Generalsekretär der Organi­
sation der Vereinten Nationen übersandt.

3. Der Generalsekretär der Organisation der Vereinten Na­
tionen übermittelt den Änderungsvorschlag den vertrag­
schließenden Seiten zur Annahme sowie den in Artikel 18 
genannten Staaten, die nicht Vertragspartei der Konvention 
sind, zu deren Kenntnisnahme.

4. Jeder Änderungsvorschlag, der entsprechend der vorge­
nannten Ziffer übermittelt wurde, gilt а IS angenommen, 
wenn im Verlaufe von 12 Monaten ab Versand des Ände­
rungsvorschlages durch den Generalsekretär der Organisa­
tion der Vereinten Nationen von keiner der vertragschlie­
ßenden Seiten Einspruch erhoben wurde.

5. Der Generalsekretär der Organisation der Vereinten Na­
tionen benachrichtigt umgehend alle vertragschließenden 
Seiten und die in Artikel 18 genannten Staaten, die nicht 
vertragschließende Seiten sind, ob gegen den Änderungs­
vorschlag Einspruch erhoben wurde. Ist dem Generalsekre­
tär der Organisation der Vereinten Nationen ein Einspruch 
gegen den Änderungsvorschlag mitgeteilt worden, so gilt 
die Änderung als nicht angenommen und bleibt ohne jede 
Wirkung.
Geht dem Generalsekretär der Organisation der Verein­
ten Nationen kein Einspruch zu, so tritt die Änderung für 
alle vertragschließenden Seiten drei Monate nach Ablauf 
des in Ziffer 4 angegebenen Zeitraumes von 12 Monaten 
oder zu einem späteren Zeitpunkt, der vom Ausschuß im 
Zeitpunkt der Annahme der Änderung festgelegt werden 
kann, in Kraft.

6. Jede der vertragschließenden Seiten kann durch Notifika­
tion an den Generalsekretär der Organisation der Verein­
ten Nationen die Einberufung einer Konferenz zur Über­
arbeitung der vorliegenden Konvention beantragen. Der 
Generalsekretär der Organisation der Vereinten Nationen 
notifiziert allen Vertragschließenden Seiten diesen Antrag 
und beruft eine Konferenz zur Überarbeitung der Kon­
vention ein, wenn binnen vier Monaten nach dem Tag 
dieser Notifikation mindestens ein Drittel der vertrag­
schließenden Seiten die Zustimmung zu dem Antrag noti­
fiziert. Eine solche Konferenz wird vom Generalsekretär 
der Organisation der Vereinten Nationen auch auf Ersu­
chen des Verwaltungsausschusses einberufen. Der Verwal­
tungsausschuß stellt einen solchen Antrag, wenn ein ent­
sprechender Mehrheitsbeschluß der Anwesenden und an 
der Abstimmung Teilnehmenden vorliegt. Wird eine Kon­
ferenz gemäß der vorliegenden Ziffer einiberufen, so for-


